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Kleine Anfrage gem. § 19 Abs. 1 Geschäftsordnung des Rates 
Ihre Anfrage betr. „Nutzung der Burganlage Hemmerich für Dreharbeiten“ 
 
Sehr geehrter Herr Koch, 
 
Ihre o.g. kleine Anfrage vom 11.06.2024 beantworte ich wie folgt: 
 
Frage 1: 
Welche Genehmigungen (z.B. Baurecht, Brandschutz, Gewerberecht, Denkmalrecht) sind für 
eine derartige umfangreiche Umnutzung eines Bestandsgebäudes notwendig und welche Geneh-
migungen wurden in diesem Fall durch die Stadt Bornheim oder andere Behörden erteilt? 
 
Antwort 1: 
Für die Dreharbeiten auf Privatgelände ist grundsätzlich aus Sicht der allgemeinen Ordnungsbe-
hörde keine Genehmigung erforderlich. Es könnten aus Sicht des vorbeugenden Brandschutzes 
höchstens im Zusammenhang mit pyrotechnischen Effekten Fragestellungen auftreten bzw. hier-
für sprengstoffrechtliche Ausnahmegenehmigungen zu erteilen sein oder bei Lärmimmissionen 
könnten ggfls. Lautsprechergenehmigungen erforderlich werden usw. In Bezug auf die jetzt lau-
fenden Dreharbeiten stand jedoch nichts von alledem in Rede und die Ordnungsbehörde war 
folglich nicht beteiligt worden. 
 
Frage 2: 
Gibt es Verkehrs- und Parkkonzept für an den Dreharbeiten beteiligte Personen oder ist die der-
zeit praktizierte erhebliche Inanspruchnahme öffentlichen Parkraums durch die Produktionsfirma 
ohne Einschränkung möglich? 
 
Antwort 2: 
Ein Verkehrs- oder Parkkonzept für die Dreharbeiten liegt nicht vor. Zu Beginn der Dreharbeiten 
hatte die Produktionsfirma eine Genehmigung für die teilweise Parkplatzsperrung auf der Kreuz-
bergstraße. Dennoch wurde der gesamte öffentliche Parkraum rund um die Burg Hemmerich in 
Anspruch genommen, wodurch es zu massiven Beschwerden kam, sodass die Genehmigung 
wiederrufen wurde, damit auf den burgeigenen Privatfläche geparkt wird. Weiter wurden auf der 
Jennerstraße mobile Halteverbote aufgestellt. Hierdurch wurden Einschermöglichkeiten für Lini-
enbusse und andere Verkehrsteilnehmer geschaffen und die Gefahrenlage durch wildparkende 
Crewmitglieder vollständig ausgeräumt. Zusätzlich wird noch weiter geprüft, ob ausgewiesene 
Parkflächen zeitlich beschränkt werden können. 
 
 
 

 
 
Herrn 
Christian Koch 
FDP-Fraktion 
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Hinweis zu den Fragen 3 und 4: 
Hinweis zur Verfahrensweise (vgl. auch Vorlage 045/2023-2, HFA 09.03.2023): 
Zur Thematik der Gewerbesteuerzerlegung hat die Verwaltung bereits mehrfach Stellung genom-
men.  
Beantwortet wurden kleine Anfragen, Anfragen im Haupt- und Finanzausschuss sowie im Ar-
beitskreis Finanzen. 
 
Ein gewerblicher Betrieb im Sinne des § 2 Gewerbesteuergesetz unterliegt der Steuerpflicht, 
wenn durch eine feste Geschäftseinrichtung oder Anlage, die der Tätigkeit eines Unternehmens 
dient, eine Betriebsstätte begründet wird. Hierzu zählen aber auch Bauausführungen oder Monta-
gen im Sinne des § 12 Ziffer 8 Abgabenordnung, wenn die in den Gewerbesteuerrichtlinien defi-
nierten Voraussetzungen erfüllt sind. Voraussetzung ist, dass die Dauer der einzelnen Bauaus-
führung oder Montage 6 Monate (d.h. 180 Tage) übersteigt. Auch mehrere ohne Unterbrechung 
aufeinanderfolgende Bauausführungen oder Montagen erfüllen diese Voraussetzung. Bestehen 
mehrere Bauausführungen oder Montagen zeitlich nebeneinander, so reicht es für die Annahme 
einer Betriebsstätte für alle Bauausführungen oder Montagen aus, wenn diese insgesamt länger 
als 6 Monate bestehen. 
Die Frist von 6 Monaten braucht nicht innerhalb eines Erhebungszeitraumes (= Kalenderjahr) er-
füllt zu sein, d.h. die zeitliche Voraussetzung ist selbst dann gegeben, wenn die Dauer von 6 Mo-
naten erst im 2. oder 3. Kalenderjahr überschritten wird. Besteht ein Gewerbesteueranspruch 
durch ein Unternehmen das in Bornheim länger als 6 Monate tätig ist, ist der Messbetrag des be-
troffenen Unternehmens als Besteuerungsgrundlage auf die verschiedenen Städte und Gemein-
den zu verteilen.  
 
Nach § 14a GewStG hat der Steuerschuldner eine Erklärung zur Festsetzung des Steuermess-
betrages und in den Fällen des § 28 eine Zerlegungserklärung (an das Finanzamt) zu übermit-
teln. 
 
Frage 3: 
Ist durch die monatelangen Dreharbeiten eine Betriebsstätte der Produktionsgesellschaft entstan-
den? 
 
Antwort 3: 
Inwiefern hier aus steuerrechtlicher Sicht die Voraussetzungen für eine Zerlegungserklärung an 
das Finanzamt vorliegen, kann seitens der Verwaltung nicht beantwortet werden. 
 
Aus gewerberechtlicher Sicht reichen die Dreharbeiten, für die eine TV-Firma ja eben gerade 
keine entsprechenden, auf längere Dauer ausgerichteten Einrichtungen unterhält, in der Regel 
nicht aus. Ob hier Gründe vorliegen, die doch zur Begründung einer Betriebsstätte ausreichen 
könnten, muss geprüft werden. 
 
Frage 4: 
Ist die Betriebsstätte gewerbesteuerpflichtig und wurde die zu zahlende Gewerbesteuer bereits 
ermittelt? 
 
Antwort 4: 
Mit Begründung einer Betriebsstätte erfolgt automatisch eine Information durch das Finanzamt. 
Hierauf wird die Stadt Bornheim entsprechende Festsetzungen der Gewerbesteuer vornehmen. 
 
Frage 5: 
Für wann ist der Abschluss der Produktion geplant und wie ist sichergestellt, dass die Anlage 
wieder komplett in ihren unter Denkmalschutz stehenden Zustand zurückversetzt wird? 
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Antwort 5: 
Die Nutzungsänderung und die Aufbauten sind befristet genehmigt, derzeit bis Ende 2025. Da-
nach sind sie zurückzubauen. Die entsprechenden Auflagen der Baugenehmigung können ggfls. 
zwangsweise durchgesetzt werden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
(Christoph Becker) 
Bürgermeister 
 
  


